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Einführung und
Gang der Untersuchung

A. Einführung in die Thematik

Für den in Deutschland beschäftigten Beamten1 gilt ein absolutes Streikverbot.
Ihm sind jeglicher „Einsatz wirtschaftlicher Kampf- und Druckmittel zur Durch-
setzung eigener Interessen, insbesondere auch kollektive Kampfmaßnahmen […]
verwehrt“2. Dieses Verbot trifft alle verbeamteten Staatsdiener wie Lehrer, Staats-
anwälte und Polizisten gleichermaßen. Das Bundesverfassungsgericht anerkennt das
Streikverbot in ständiger Rechtsprechung als einen hergebrachten Grundsatz des
Berufsbeamtentums i.S.d. Art. 33 Abs. 5 GG. Das Streikverbot hat seinen Usprung
insbesondere im Grundsatz der Treuepflicht, der sich für das moderne Beamten-
wesen bis in das späte 15. Jahrhundert zurückverfolgen lässt.3

Zwei jüngere Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (im
Folgenden „EGMR“ oder „Gerichtshof“) stellen jedoch dieses lange Zeit als ge-
festigt angesehene deutsche Prinzip grundlegend in Frage.4 Erstmals anerkannte der
Gerichtshof ausdrücklich ein Streikrecht für Beamte im öffentlichen Dienst aus der
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit des Art. 11 der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (im Folgenden „EMRK“ oder „Konvention“). Die Aussagen des
EGMRwerfen eine Vielzahl von Problemen für die Zukunft des beamtenrechtlichen
Streikverbots auf. Für alle ca. 1,85 Mio. verbeamteten Staatsdiener in Deutschland5

stellt sich aufgrund dessen die Frage der inhaltlichen Konsequenzen hinsichtlich des
grundgesetzlich verankerten Streikverbots. Dürfen sie nunmehr das Recht in An-
spruch nehmen, im Wege des Arbeitskampfes ihre aus dem Dienstverhältnis resul-
tierende Dienstpflicht kollektiv gegenüber dem Staat zu verweigern? Die Gewäh-
rung eines Streikrechts – zumindest für bestimmte Beamtengruppen –würde zu einer

1 In der vorliegenden Arbeit wird auf eine geschlechterspezifische Differenzierung ver-
zichtet. I.S.d. Gleichbehandlung gelten entsprechende Begriffe für jedes Geschlecht.

2 s. BVerfGE 119, 247 (264); grundlegend bereits in seiner Entscheidung BVerfGE 8, 1
(15 ff.).

3 Die Ursprünge der Treuepflicht lassen sich dem Lehnrecht entnehmen, vgl. Wyluda,
Lehnrecht und Beamtentum, 1969, S. 132; zur Treuepflicht auch Rehm, Die rechtliche Natur
des Staatsdienstes, 1885, S. 10.

4 Vgl. EGMR, Urt. v. 12.11.2008, 34504/97 – Demir and Baykara und EGMR, Urt. v.
21.04.2009, 68959/01 – Enerji Yapi-Yol Sen.

5 So das Ergebnis der Personalstandstatistik vom23.06.2015 des Statistischen Bundesamts,
Personal des öffentlichen Dienstes 2014, Fachserie 14, Reihe 6, 2014, Tabellenteil 2.8.2 (S. 46)
(unter Berücksichtigung auch der Richter, Berufs- und Zeitsoldatensoldaten).



Abkehr von jahrhundertealten, tradierten und anerkannten beamtenrechtlichen
Grundsätzen führen.

Mit der Frage derAuswirkungen der völkerrechtlichen Judikatur auf das nationale
Recht haben sich mittlerweile mehrere Verwaltungsgerichte, zwei Oberverwal-
tungsgerichte und kürzlich das Bundesverwaltungsgericht beschäftigt.6 Zudem sind
aktuell mehrere Verfassungsbeschwerden beim Bundesverfassungsgericht anhän-
gig.7 Die unterschiedlichen Rechtsauffassungen zum Streikverbot führen zu einer
erheblichen Rechtsunsicherheit und forcieren die in der juristischen Literatur ge-
führte Diskussion: Welche Auswirkungen haben die gegenüber der Türkei ergan-
genen Urteile auf das nationale Recht? Kollidiert der tradierte Verfassungsgrundsatz
des beamtenrechtlichen Streikverbots mit dem Völkerrecht? Welche Lösungsmög-
lichkeiten bieten sich bei einem völkerrechtlichen Konflikt? Dürfen Beamte doch
streiken? Ziel der vorliegendenArbeit ist es, diesen Fragen imLichte der Historie des
beamtenrechtlichen Streikverbots nachzugehen und Lösungsvorschläge zu entwi-
ckeln.

B. Gang der Darstellung

I. Inhaltliche Darstellung

Das absolute Beamtenstreikverbot ist nach überwiegender Ansicht in Recht-
sprechung und Literatur als Einschränkung der Koalitionsfreiheit nach Art. 9
Abs. 3 GG gerechtfertigt: Zum einen stehen Beamte gemäß Art. 33 Abs. 4 GG in
einem „öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis“ zum Staat.8 Das zu-
grundeliegende Prinzip der Treuepflicht bewirkt, dass der Beamte seine eigenen
Interessen dem Allgemeinwohl unterzuordnen hat. Zum anderen handelt es sich
beim Beamtenstreikverbot um einen vorkonstitutionellen, hergebrachten Grundsatz
des Berufsbeamtentums im Sinne des Art. 33 Abs. 5 GG.9 Diese Begründungsan-
sätze des Streikverbots und seine Einordnung als hergebrachtes Prinzip resultieren
aus der jahrhundertelangen rechtshistorischen Entwicklung der beamtenrechtlichen
Grundsätze. Ausgangspunkt der Rechtshistorie des beamtenrechtlichen Streikver-

6 VG Düsseldorf, Urt. v. 15.12.2010, 31 K 3904/10.O, Juris; VG Kassel, Urt. v. 27.06.
2011, 28 K 574/10.KS.D, Juris; VG Osnabrück, Urt. v. 19.08.2011, 9 A 1/11, Juris; VG
Bremen, Urt. v. 03.07.2012, D K 20/11, Juris; VG Berlin, Urt. v. 18.12.2012, 80 K 24.12 OL,
Juris; OVG Münster, Urt. v. 07.03.2012, 3d A 317/11.0, Juris; OVG Lüneburg, Urt. v. 12.06.
2012, 20 BD 7/11 und 20 BD 8/11, Juris; BVerwGE 149, 117.

7 Vgl. die anhängigen Verfahren vor dem BverfG: 2 BvR 1737/12, 2 BvR 1738/12, 2 BvR
1394/13, 2 BvR 1395/13, 2 BvR 1068/14, 2 BvR 642–646/15 und 2 BvR 871/15.

8 So bspw. BVerfGE 119, 247 (264); BVerwGE 53, 330 (331); 63, 293 (300 f.); in der
Literatur vgl. etwa Battis, BBG-Kommentar, 4. Aufl. 2009, § 4, Rn. 4 f., § 116, Rn. 3 und
Hense, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), Beck-OK GG (Stand 01.09.2016), Art. 33, Rn. 42.2.

9 Vgl. BVerfGE 8, 1 (17); 44, 249 (264); BVerwGE 53, 330 (331 ff.); Battis (Fn. 88), § 4,
Rn. 9 und Isensee, Beamtenstreik, 1971, S. 52 ff.
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bots ist der Grundsatz der Treuepflicht. Dieses Prinzip ist innerhalb des entstehenden
Beamtenwesens erstmals im späten 15. Jahrhundert erkennbar.10 Die Treuepflicht
führte zu einer engen Bindung des Fürstendieners an seinen Landesherrn und in der
Folgezeit zu einer Verpflichtung des „Staatsdieners“ gegenüber dem Nationalstaat.
Eine maßgebliche Entwicklungsstufe der beamtenrechtlichen Grundsätze fand zur
Zeit der Weimarer Republik statt. Die Judikatur in dieser Umbruchzeit beschäftigte
sich intensiv mit dem Verbot der Arbeitsniederlegungen für Beamte.11 Die seinerzeit
entwickelten beamtenrechtlichen Grundsätze werden in der Rechtsprechung auch
nach Gründung der Bundesrepublik Deutschland zur Entwicklung des Beamten-
streikverbots fortgeführt.12

Neue Impulse brachten jedoch zwei grundlegende Entscheidungen des Euro-
päischen Gerichtshofs für Menschenrechte. In seiner Entscheidung Demir and
Baykara vom 12. November 200813 erklärte der EGMR, dass Art. 11 Abs. 1 EMRK
ein Recht auf Kollektivverhandlungen für Beamte enthält. Auf dieses Urteil Bezug
nehmend anerkannte der Straßburger Gerichtshof in seiner Entscheidung Enerji
Yapi-Yol Sen vom 21. April 200914 erstmals ausdrücklich ein Beamtenstreikrecht aus
Art. 11 Abs. 1 EMRK. Nach Ansicht des EGMR ist ein absolutes Streikverbot für
Beamte nicht mit der Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit des Art. 11 EMRK
vereinbar. Jedoch gilt das Streikrecht nicht ohne Einschränkungen. Unter be-
stimmten Voraussetzungen kann eine Beschränkung gemäß Art. 11 Abs. 2 EMRK
für solche Gruppen möglich sein, die hoheitliche Befugnisse im Namen des Staats
ausüben. Exemplarisch hierfür stehen Angehörige der Streitkräfte, der Polizei oder
der Staatsverwaltung (vgl. Art. 11 Abs. 2 S. 2 EMRK).

Mit Blick auf das deutsche Recht stellt sich daher die Frage der inhaltlichen
Konsequenzen aus den völkerrechtlichen Urteilen. Entscheidungen des EGMR
binden gemäßArt. 46 Abs. 1 EMRK nur die jeweiligen Parteien des Rechtsstreits. In
Deutschland als Konventionsstaat entfalten sie aber eine Orientierungswirkung für
die Judikative.15 Die in der Folgezeit mit der Problematik befassten fünf Verwal-
tungsgerichte, zwei Oberverwaltungsgerichte und das Bundesverwaltungsgericht
mussten sich in ihren Entscheidungen zum nationalen Streikverbot mit den Urteilen
des EGMR zu Art. 11 EMRK auseinandersetzen.16 Die dabei zutage getretenen

10 Vgl. die Nachweise in Fn. 3.
11 s. z.B. RGSt., Urt. v. 19.10.1922, VI 541/22, RGSt. 56, 412 ff.; RGSt., Urt. v. 30.10.

1922, III 402/22, RGSt. 56, 419 ff.; RDH, Entsch. v. 30.01.1923 – F. 139/22.
12 Etwa BVerfGE 8, 1 (17 f.); 44, 249 (264); BVerfG, Beschl. v. 19.09.2007, 2 BvF 3/02,

Juris, Rn. 66; BVerwGE 53, 330 (331 f.); 73, 97 (101 f.); BGHZ 9, 322 (328); 70, 277 (279);
BAG, Urt. v. 10.09.1985, 1 AZR 262/84, Juris, Rn. 54; BAG, Urt. v. 11.07.1995, 1 AZR 65/95,
Juris, Rn. 38.

13 EGMR, Urt. v. 12.11.2008, 34504/97 – Demir and Baykara.
14 EGMR, Urt. v. 21.04.2009, 68959/01 – Enerji Yapi-Yol Sen.
15 Vgl. BVerfGE 111, 307 (320); 128, 326 (368); BVerwG, ZTR 2014, S. 369 (372); be-

stätigend BVerwG, NZA 2015, S. 505 (506).
16 s. die Nachweise in Fn. 6.
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